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Satzung für die öffentliche Entwässerungseinrichtung
des Abwasserzweckverbandes Marktzeuln-Michelau

(Entwässerungssatzung– EWS–)

vom 20.02.2024

Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2
und 3 der Gemeindeordnung (GO) sowie Art. 34 Abs. 2 Satz
1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) erlässt der
Abwasserzweckverband folgende Satzung:

§ 1
Öffentliche Einrichtung

(1) Der Abwasserzweckverband Marktzeuln-Michelau be-
treibt eine öffentliche Einrichtung zur Abwasserbeseitigung
(Entwässerungseinrichtung).
(2) Art und Umfang der Entwässerungseinrichtung bestimmt
der Abwasserzweckverband.
(3) Zur Entwässerungseinrichtung gehören auch die im öf-
fentlichen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücks-
anschlüsse.

§ 2
Grundstücksbegriff, Verpflichtete

(1) Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räum-
lich zusammenhängende und einem gemeinsamen
Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigen-
tümers, das eine selbstständige wirtschaftliche Ein-
heit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grund-
stücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des

Grundbuchrechts handelt. Soweit rechtlich ver-
bindliche planerische Vorgaben vorhanden sind,
sind sie zu berücksichtigen.

(2) Die in dieser Satzung für Grundstückseigentümer erlas-
senen Vorschriften gelten auch für Teileigentümer, Erbbau-
berechtigte, Wohnungseigentümer, Wohnungserbbaube-
rechtigte, Nießbraucher und sonstige zur Nutzung eines
Grundstücks dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglichen

Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften
als Gesamtschuldner.

§ 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinn dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe
folgende Bedeutung:

1. Abwasser

ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaft-
lichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaf-
ten veränderte Wasser und das bei Trockenwetter da-
mit zusammen abfließende Wasser (Schmutzwasser)
sowie das von Niederschlägen aus dem Bereich von
bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abflie-
ßende Wasser (Niederschlagswasser).

Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für das
in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser
(einschließlich Jauche und Gülle), das dazu bestimmt
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ist, auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärt-
nerisch genutzte Böden aufgebracht zu werden; nicht
zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere das häusli-
che Abwasser.

2. Kanäle

sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder
Regenwasserkanäle einschließlich der Sonderbau-
werke wie z. B. Schächte, Regenbecken, Pumpwerke,
Regenüberläufe.

3. Schmutzwasserkanäle

dienen ausschließlich der Aufnahme und Ableitung von
Schmutzwasser.

4. Mischwasserkanäle

sind zur Aufnahme und Ableitung von Niederschlags-
und Schmutzwasser bestimmt.

5. Regenwasserkanäle

dienen ausschließlich der Aufnahme und Ableitung von
Niederschlagswasser.

6. Sammelkläranlage

ist eine Anlage zur Reinigung des in den Kanälen ge-
sammelten Abwassers einschließlich der Ableitung zum
Gewässer.

7. Grundstücksanschlüsse

sind

– bei Freispiegelkanälen:

die Leitungen vom Kanal bis zum Kontrollschacht.
Ist entgegen § 9 Abs. 3 Satz 1 EWS kein Kontroll-
schacht vorhanden, endet der Grundstücksan-
schluss an der Grenze privater Grundstücke zum
öffentlichen Straßengrund.

– bei Druckentwässerung:

die Leitungen vom Kanal bis zum Abwassersam-
melschacht.

– bei Unterdruckentwässerung:

die Leitungen vom Kanal bis einschließlich des
Hausanschlussschachts.

8. Grundstücksentwässerungsanlagen

sind

– bei Freispiegelkanälen:

die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Be-
seitigung des Abwassers dienen, bis einschließlich
des Kontrollschachts. Hierzu zählt auch die im Be-
darfsfall erforderliche Hebeanlage zur ordnungsge-
mäßen Entwässerung eines Grundstücks (§ 9 Abs.
4 EWS). Ist entgegen § 9 Abs. 3 Satz 1 EWS kein
Kontrollschacht vorhanden, endet die Grundstück-
sentwässerungsanlage an der Grenze privater
Grundstücke zum öffentlichen Straßengrund.

– bei Druckentwässerung: die Einrichtungen eines
Grundstücks, die der Beseitigung des Abwassers
dienen, bis einschließlich des Abwassersammel-
schachts.

– bei Unterdruckentwässerung: die Einrichtungen ei-
nes Grundstücks, die der Beseitigung des Abwas-
sers dienen, bis zum Hausanschlussschacht.

9. Kontrollschacht

ist ein Übergabeschacht, der zur Kontrolle und Wartung
der Anlage dient.

10. Abwassersammelschacht (bei Druckentwässerung)

ist ein Schachtbauwerk mit Pumpen- und Steuerungs-
anlage.

11. Hausanschlussschacht (bei Unterdruckentwässerung)

ist ein Schachtbauwerk mit einem als Vorlagebehälter
dienenden Stauraum sowie einer Absaugventileinheit.

12. Messschacht

ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasserab-
flusses oder die Entnahme von Abwasserproben.

13. Abwasserbehandlungsanlage

ist eine Einrichtung, die dazu dient, die Schädlichkeit
des Abwassers vor Einleitung in den Kanal zu vermin-
dern oder zu beseitigen. Hierzu zählen insbesondere
Kleinkläranlagen zur Reinigung häuslichen Abwassers
sowie Anlagen zur (Vor-)Behandlung gewerblichen o-
der industriellen Abwassers.

14. Fachlich geeigneter Unternehmer

ist ein Unternehmer, der geeignet ist, Arbeiten an
Grundstücksentwässerungsanlagen fachkundig auszu-
führen. Voraussetzungen für die fachliche Eignung sind
insbesondere

– die ausreichende berufliche Qualifikation und
Fachkunde der verantwortlichen technischen Lei-
tung,

– die Sachkunde des eingesetzten Personals und
dessen nachweisliche Qualifikation für die jeweili-
gen Arbeiten an Grundstücksentwässerungsanla-
gen,

– die Verfügbarkeit der benötigten Werkzeuge, Ma-
schinen und Geräte,

– die Verfügbarkeit und Kenntnis der entsprechen-
den Normen und Vorschriften,

– eine interne Qualitätssicherung (Weiterbildung,
Kontrollen und Dokumentation).

§ 4
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass
sein Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die Ent-
wässerungseinrichtung angeschlossen wird. Er ist berech-
tigt, nach Maßgabe der §§ 14 bis 17 das anfallende Abwas-
ser in die Entwässerungseinrichtung einzuleiten.

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur
auf solche Grundstücke, die durch einen Kanal erschlossen
sind. Der Grundstückseigentümer kann unbeschadet weiter
gehender bundes- und landesgesetzlicher Vorschriften nicht
verlangen, dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende
Kanäle geändert werden. Welche Grundstücke durch einen
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Kanal erschlossen werden, bestimmt der Abwasserzweck-
verband.

(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht,

1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht
ohne Weiteres von der Entwässerungseinrichtung über-
nommen werden kann und besser von demjenigen be-
handelt wird, bei dem es anfällt oder

2. solange eine Übernahme des Abwassers technisch o-
der wegen des unverhältnismäßig hohen Aufwands
nicht möglich ist.

(4) Der Abwasserzweckverband kann den Anschluss und
die Benutzung versagen, wenn die gesonderte Behandlung
des Abwassers wegen der Siedlungsstruktur das Wohl der
Allgemeinheit nicht beeinträchtigt.

(5) Unbeschadet des Abs. 4 besteht ein Benutzungsrecht
nicht, soweit eine Versickerung oder anderweitige Beseiti-
gung von Niederschlagswasser ordnungsgemäß möglich
ist. Der Nachweis für die Voraussetzungen des Satzes 1 ist
vom Grundstückseigentümer zu erbringen). Der Abwasser-
zweckverband kann hiervon Ausnahmen zulassen oder be-
stimmen, wenn die Einleitung von Niederschlagswasser aus
betriebstechnischen Gründen erforderlich ist.

§ 5
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet,
bebaute Grundstücke an die Entwässerungseinrichtung an-
zuschließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang be-
steht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich
unmöglich ist.

(2) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet,
auch unbebaute Grundstücke an die Entwässerungseinrich-
tung anzuschließen, wenn Abwasser anfällt.

(3) Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche
Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann,
dauernd oder vorübergehend vorhanden sind.

(4) Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der
Abwassereinleitung nach Menge oder Beschaffenheit zur
Folge haben, muss der Anschluss vor dem Beginn der Be-
nutzung des Baus hergestellt sein. In allen anderen Fällen
ist der Anschluss nach schriftlicher Aufforderung durch den
Abwasserzweckverband innerhalb der von ihrer gesetzten
Frist herzustellen.

(5) Auf Grundstücken, die an die Entwässerungseinrichtung
angeschlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrechts
alles Abwasser in die Entwässerungseinrichtung einzuleiten
(Benutzungszwang). Verpflichtet sind der Grundstücksei-
gentümer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf
Verlangen des Abwasserzweckverbandes die dafür erfor-
derliche Überwachung zu dulden.

§ 6
Befreiung von Anschluss- oder Benutzungszwang

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benut-
zung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der
Anschluss oder die Benutzung aus besonderen Gründen
auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemein-
wohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter
Angabe der Gründe schriftlich bei dem Abwasserzweckver-
bandes einzureichen.

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Aufla-
gen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

§ 7
Sondervereinbarungen

(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss oder
zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, kann der Abwas-
serzweckverband durch Vereinbarung ein besonderes Be-
nutzungsverhältnis begründen.

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmun-
gen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung
entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Sonderverein-
barung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies sach-
gerecht ist.

§ 8
Grundstücksanschluss

(1) Der Grundstücksanschluss wird vom Abwasserzweck-
verband hergestellt, verbessert, erneuert, geändert und un-
terhalten sowie stillgelegt und beseitigt. Der Abwasser-
zweckverband kann, soweit der Grundstücksanschluss nicht
nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungseinrichtung
ist, auf Antrag zulassen oder von Amts wegen anordnen,
dass der Grundstückseigentümer den Grundstücksan-
schluss ganz oder teilweise herstellt, verbessert, erneuert,
ändert und unterhält sowie stilllegt und beseitigt; § 9 Abs. 2
und 6 sowie §§ 10 bis 12 gelten entsprechend.

(2) Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Füh-
rung der Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt auch, wo
und an welchen Kanal anzuschließen ist. Begründete Wün-
sche des Grundstückseigentümers werden dabei nach Mög-
lichkeit berücksichtigt. Soll auf Verlangen des Grundstücks-
eigentümers ein zusätzlicher Grundstücks(teil)anschluss im
öffentlichen Straßengrund hergestellt werden, kann die Ge-
meinde verlangen, dass die näheren Einzelheiten ein-
schließlich der Kostentragung vorher in einer gesonderten
Vereinbarung geregelt werden.

(3) Jeder Grundstückseigentümer, dessen Grundstück an
die Entwässerungseinrichtung angeschlossen oder anzu-
schließen ist, muss die Verlegung von Grundstücksan-
schlüssen, den Einbau von Schächten, Schiebern, Messein-
richtungen und dergleichen und von Sonderbauwerken zu-
lassen, ferner das Anbringen von Hinweisschildern dulden,
soweit diese Maßnahmen für die ordnungsgemäße Beseiti-
gung des auf seinem Grundstück anfallenden Abwassers er-
forderlich sind.

§ 9
Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Jedes Grundstück, das an die Entwässerungseinrichtung
angeschlossen wird, ist vorher vom Grundstückseigentümer
mit einer Grundstücksentwässerungsanlage zu versehen.
Wird das Schmutzwasser über die Entwässerungseinrich-
tung abgeleitet, aber keiner Sammelkläranlage zugeführt, ist
die Grundstücksentwässerungsanlage mit einer Abwasser-
behandlungsanlage auszustatten.

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlage und die Abwas-
serbehandlungsanlage im Sinn des Abs. 1 Satz 2 sind nach
den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustel-
len, zu betreiben, zu verbessern, zu erneuern, zu ändern, zu
unterhalten, stillzulegen oder zu beseitigen. Für die Reini-
gungsleistung der Abwasserbehandlungsanlage im Sinn
des Abs. 1 Satz 2 ist darüber hinaus der Stand der Technik
maßgeblich.

(3) Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein
Kontrollschacht zu errichten. Der Abwasserzweckverband
kann verlangen, dass anstelle oder zusätzlich zum Kontroll-
schacht ein Messschacht zu erstellen ist. Bei Druckentwäs-
serung oder Unterdruckentwässerung gelten Sätze 1 und 2
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nicht, wenn die Kontrolle und Wartung der Grundstücksent-
wässerungsanlage über den Abwassersammelschacht oder
den Hausanschlussschacht durchgeführt werden kann.

(4) Besteht zum Kanal kein ausreichendes Gefälle, kann der
Abwasserzweckverband vom Grundstückseigentümer den
Einbau und den Betrieb einer Hebeanlage zur Entwässe-
rung des Grundstücks verlangen, wenn ohne diese Anlage
eine ordnungsgemäße Beseitigung des Abwassers bei einer
den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspre-
chenden Planung und Ausführung des Kanalsystems für
den Abwasserzweckverband nicht möglich oder nicht wirt-
schaftlich ist.

(5) Gegen den Rückstau des Abwassers aus der Entwässe-
rungseinrichtung hat sich jeder Anschlussnehmer selbst zu
schützen.

(6) Der Abwasserzweckverband darf zur Entlastung der öf-
fentlichen Einrichtung bestimmen, dass Niederschlagswas-
ser nur mittels einer Oberflächenwasserrückhaltung gedros-
selt eingeleitet wird.

(7) Die Grundstücksentwässerungsanlage sowie Arbeiten
daran dürfen nur durch fachlich geeignete Unternehmer aus-
geführt werden. Der Abwasserzweckverband kann den
Nachweis der fachlichen Eignung verlangen.

§ 10
Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt
oder geändert wird, sind dem Abwasserzweckverband fol-
gende Unterlagen in doppelter Fertigung einzureichen:

a) Lageplan des zu entwässernden Grundstücks im Maß-
stab 1:1000,

b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1:100, aus
denen der Verlauf der Leitungen und im Fall des § 9
Abs. 1 Satz 2 die Abwasserbehandlungsanlage ersicht-
lich sind,

c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Ent-
wässerungsgegenstände im Maßstab 1:100, bezogen
auf Normal-Null (NN), aus denen insbesondere die Ge-
lände- und Kanalsohlenhöhen, die maßgeblichen Kel-
lersohlenhöhen, Querschnitte und Gefälle der Kanäle,
Schächte, höchste Grundwasseroberfläche zu ersehen
sind,

d) wenn Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwas-
ser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom Haus-
abwasser abweicht, zugeführt wird, ferner Angaben
über

– Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewoh-
ner auf dem Grundstück, wenn deren Abwasser
miterfasst werden soll,

– Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsma-
terials, der Erzeugnisse,

– die Abwasser erzeugenden Betriebsvorgänge,

– Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum Einlei-
ten bestimmten Abwassers,

– die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vorbe-
handlung des Abwassers (Kühlung, Reinigung,
Neutralisation, Dekontaminierung) mit Bemes-
sungsnachweisen.

Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den
wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, Ver-
brauch, Kreislauf, Abfluss) und durch Pläne der zur Vor-
behandlung beabsichtigten Einrichtungen.

Die Pläne müssen den bei dem Abwasserzweckverband
aufliegenden Planmustern entsprechen. Alle Unterlagen
sind vom Grundstückseigentümer und dem Planfertiger zu
unterschreiben. Der Abwasserzweckverband kann erforder-
lichenfalls weitere Unterlagen anfordern.

(2) Der Abwasserzweckverband prüft, ob die geplante
Grundstücksentwässerungsanlage den Bestimmungen die-
ser Satzung entspricht. Ist das der Fall, erteilt der Abwasser-
zweckverband schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine Fer-
tigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsver-
merk zurück; die Zustimmung kann unter Bedingungen und
Auflagen erteilt werden. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn
der Abwasserzweckverband nicht innerhalb von drei Mona-
ten nach Zugang der vollständigen Planunterlagen ihre Zu-
stimmung schriftlich verweigert. Entspricht die Grundstück-
sentwässerungsanlage nicht den Bestimmungen dieser Sat-
zung, setzt der Abwasserzweckverband dem Grundstücks-
eigentümer unter Angabe der Mängel eine angemessene
Frist zur Berichtigung und erneuten Einreichung der geän-
derten Unterlagen bei dem Abwasserzweckverband; Satz 3
gilt entsprechend.

(3) Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksent-
wässerungsanlage darf erst begonnen werden, wenn die
Zustimmung nach Abs. 2 erteilt worden ist oder als erteilt
gilt. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbeson-
dere nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestim-
mungen bleibt durch die Zustimmung unberührt.

(4) Von den Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 kann der Ab-
wasserzweckverband Ausnahmen zulassen.

§ 11
Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässe-

rungsanlage

(1) Der Grundstückseigentümer hat dem Abwasserzweck-
verband den Beginn des Herstellens, des Änderns, des Aus-
führens größerer Unterhaltungsarbeiten oder des Beseiti-
gens spätestens drei Tage vorher schriftlich anzuzeigen und
gleichzeitig den Unternehmer zu benennen. Muss wegen
Gefahr im Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen werden,
ist der Beginn innerhalb von 24 Stunden schriftlich anzuzei-
gen.

(2) Der Abwasserzweckverband ist berechtigt, die Arbeiten
zu überprüfen. Der Grundstückseigentümer hat zu allen
Überprüfungen Arbeitskräfte, Geräte und Werkstoffe bereit-
zustellen.

(3) Der Grundstückseigentümer hat die Grundstücksentwäs-
serungsanlage vor Verdeckung der Leitungen auf satzungs-
gemäße Errichtung und vor ihrer Inbetriebnahme auf Män-
gelfreiheit durch einen nicht an der Bauausführung beteilig-
ten fachlich geeigneten Unternehmer prüfen und das Ergeb-
nis durch diesen bestätigen zu lassen. Dies gilt nicht, soweit
der Abwasserzweckverband die Prüfungen selbst vornimmt;
sie hat dies vorher anzukündigen. Abs. 2 Satz 2 gilt entspre-
chend. Werden die Leitungen vor Durchführung der Prüfung
auf satzungsgemäße Errichtung der Grundstücksentwässe-
rungsanlage verdeckt, sind sie auf Anordnung des Abwas-
serzweckverbandes freizulegen.

(4) Soweit der Abwasserzweckverband die Prüfungen nicht
selbst vornimmt, hat der Grundstückseigentümer dem Ab-
wasserzweckverband die Bestätigungen nach Abs. 3 vor
Verdeckung der Leitungen und vor Inbetriebnahme der
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Grundstücksentwässerungsanlage unaufgefordert vorzule-
gen. Der Abwasserzweckverband kann die Verdeckung der
Leitungen oder die Inbetriebnahme der Grundstücksentwäs-
serungsanlage innerhalb eines Monats nach Vorlage der
Bestätigungen oder unverzüglich nach Prüfung durch den
Abwasserzweckverband schriftlich untersagen. In diesem
Fall setzt der Abwasserzweckverband dem Grundstücksei-
gentümer unter Angabe der Gründe für die Untersagung
eine angemessene Nachfrist für die Beseitigung der Mängel;
Sätze 1 und 2 sowie Abs. 3 gelten entsprechend.

(5) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 2, die Bestätigungen des
fachlich geeigneten Unternehmers oder die Prüfung durch
den Abwasserzweckverband befreien den Grundstücksei-
gentümer, den ausführenden oder prüfenden Unternehmer
sowie den Planfertiger nicht von der Verantwortung für die
vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung
der Anlage.

(6) Liegt im Fall des § 9 Abs. 1 Satz 2 die Bestätigung eines
privaten Sachverständigen der Wasserwirtschaft über die
ordnungsgemäße Errichtung der Abwasserbehandlungsan-
lage gemäß den Richtlinien für Zuwendungen für Kleinklär-
anlagen vor, ersetzt diese in ihrem Umfange die Prüfung und
Bestätigung nach Abs. 3 und Abs. 4.

§ 12
Überwachung

(1) Der Grundstückseigentümer hat die von ihm zu unterhal-
tenden Grundstücksanschlüsse, Messschächte und Grund-
stücksentwässerungsanlagen, die an Misch- oder Schmutz-
wasserkanäle angeschlossen sind, in Abständen von jeweils
20 Jahren ab Inbetriebnahme auf eigene Kosten durch einen
fachlich geeigneten Unternehmer auf Mängelfreiheit prüfen
und das Ergebnis durch diesen bestätigen zu lassen. Für
Anlagen in Wasserschutzgebieten gelten kürzere Abstände
entsprechend den Festlegungen in der jeweiligen Schutzge-
bietsverordnung; ist dort nichts geregelt ist die Dichtheit wie-
derkehrend alle fünf Jahre durch Sichtprüfung und alle zehn
Jahre durch Druckprobe oder ein anderes gleichwertiges
Verfahren nachzuweisen. Festgestellte Mängel hat der
Grundstückseigentümer unverzüglich beseitigen zu lassen.
Bei erheblichen Mängeln ist innerhalb von sechs Monaten
nach Ausstellung der Bestätigung eine Nachprüfung durch-
zuführen. Der Abwasserzweckverband kann verlangen,
dass die Bestätigung über die Mängelfreiheit und über die
Nachprüfung bei festgestellten Mängeln vorgelegt werden.

(2) Für nach § 9 Abs. 1 Satz 2 erforderliche Abwasserbe-
handlungsanlagen gelten die einschlägigen wasserrechtli-
chen Bestimmungen, insbesondere Art. 60 Abs. 1 und 2
BayWG für Kleinkläranlagen.

(3) Der Grundstückseigentümer hat Störungen und Schäden
an den Grundstücksanschlüssen, Messschächten, Grund-
stücksentwässerungsanlagen, Überwachungseinrichtungen
und Abwasserbehandlungsanlagen unverzüglich dem Ab-
wasserzweckverband anzuzeigen.

(4) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser,
das in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser
abweicht, der Entwässerungseinrichtung zugeführt, kann
der Abwasserzweckverband den Einbau und den Betrieb
von Überwachungseinrichtungen verlangen. Hierauf wird in
der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung eine wasser-
rechtliche Genehmigung der Kreisverwaltungsbehörde vor-
liegt und die Ergebnisse der wasserrechtlich vorgeschriebe-
nen Eigen- oder Selbstüberwachung dem Abwasserzweck-
verband vorgelegt werden.

(5) Unbeschadet der Abs. 1 bis 4 ist der Abwasserzweckver-
band befugt, die Grundstücksentwässerungsanlagen jeder-
zeit zu überprüfen, Abwasserproben zu entnehmen sowie

Messungen und Untersuchungen durchzuführen. Dasselbe
gilt für die Grundstücksanschlüsse und Messschächte,
wenn sie dem Abwasserzweckverband nicht selbst unter-
hält. Der Abwasserzweckverband kann jederzeit verlangen,
dass die vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden
Anlagen in einen Zustand gebracht werden, der Störungen
anderer Einleiter, Beeinträchtigungen der Entwässerungs-
einrichtung und Gewässerverunreinigungen ausschließt.
Führt der Abwasserzweckverband aufgrund der Sätze 1 o-
der 2 eine Überprüfung der Grundstücksentwässerungsan-
lagen, der Messschächte oder der vom Grundstückseigen-
tümer zu unterhaltenden Grundstücksanschlüsse auf Män-
gelfreiheit durch, beginnt die Frist nach Abs. 1 Satz 1 mit
Abschluss der Prüfung durch den Abwasserzweckverband
neu zu laufen.

(6) Die Verpflichtungen nach den Abs. 1 bis 5 gelten auch
für den Benutzer des Grundstücks.

§ 13
Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grund-

stück

Sobald ein Grundstück an die Entwässerungseinrichtung
angeschlossen ist, sind nicht der Ableitung zur Entwässe-
rungseinrichtung dienende Grundstücksentwässerungsan-
lagen sowie dazugehörige Abwasserbehandlungsanlagen in
dem Umfang außer Betrieb zu setzen, in dem das Grund-
stück über die Entwässerungseinrichtung entsorgt wird. § 9
Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt.

§ 14
Einleiten in die Kanäle

(1) In Schmutzwasserkanäle darf nur Schmutzwasser, in
Regenwasserkanäle nur Niederschlagswasser eingeleitet
werden. In Mischwasserkanäle darf sowohl Schmutz- als
auch Niederschlagswasser eingeleitet werden.

(2) Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle eingeleitet wer-
den darf, bestimmt der Abwasserzweckverband.

§ 15
Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen

(1) In die Entwässerungseinrichtung dürfen Stoffe nicht ein-
geleitet oder eingebracht werden, die

– die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren
Gesundheit beeinträchtigen,

– die Entwässerungseinrichtung oder die angeschlosse-
nen Grundstücke gefährden oder beschädigen,

– den Betrieb der Entwässerungseinrichtung erschweren,
behindern oder beeinträchtigen,

– die landwirtschaftliche oder gärtnerische Verwertung
des Klärschlamms erschweren oder verhindern oder

– sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die
Gewässer, auswirken.

(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für

1. feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe wie Benzin
oder Öl,

2. infektiöse Stoffe, Medikamente,

3. radioaktive Stoffe,

4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung
des Abwassers in der Sammelkläranlage oder des Ge-
wässers führen, Lösemittel,
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5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdüns-
tungen, Gase oder Dämpfe verbreiten können,

6. Grund- und Quellwasser, sowie Drainwasser,

7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt,
Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, Zement, Kunstharze,
Teer, Pappe, Dung, Küchenabfälle, Schlachtabfälle,
Treber, Hefe, flüssige Stoffe, die erhärten,

8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche,
Gülle, Abwasser aus Dunggruben und Tierhaltungen,
Silagegärsaft, Blut aus Schlächtereien, Molke,

9. Absetzgut, Räumgut, Schlämme oder Suspensionen
aus Abwasserbehandlungsanlagen und Abortgruben
unbeschadet gemeindlicher Regelungen zur Beseiti-
gung der Fäkalschlämme,

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis ei-
ner Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit o-
der einer krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder
erbgutverändernden Wirkung als gefährlich zu bewer-
ten sind wie Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Koh-
lenwasserstoffe, Polycyclische Aromaten, Phenole.

Ausgenommen sind

– unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser
in der Art und in der Menge, wie sie auch im Ab-
wasser aus Haushaltungen üblicherweise anzutref-
fen sind;

– Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbe-
handlungsanlage zurückgehalten werden können
und deren Einleitung der Abwasserzweckverband
in den Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 oder 4
zugelassen hat;

– Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach § 58
des Wasserhaushaltsgesetzes eingeleitet werden
dürfen.

11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben,

– von dem zu erwarten ist, dass es auch nach der
Behandlung in der Sammelkläranlage nicht den
Mindestanforderungen nach § 57 des Wasserhaus-
haltsgesetzes entsprechen wird,

– das wärmer als +35 °C ist,

– das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 auf-
weist,

– das aufschwimmende Öle und Fette enthält,

– das als Kühlwasser benutzt worden ist.

12. nicht neutralisiertes Kondensat aus ölbefeuerten Brenn-
wert-Heizkesseln; das gilt nicht für Ölbrennwertkessel
bis 200 kW, die mit schwefelarmem Heizöl EL betrieben
werden,

13. nicht neutralisiertes Kondensat aus gasbefeuerten
Brennwert-Heizkesseln mit einer Nennwertleistung
über 200 kW.

(3) Die Einleitungsbedingungen nach Abs. 2 Nr. 10 Satz 2
zweiter Spiegelstrich werden gegenüber den einzelnen An-
schlusspflichtigen oder im Rahmen einer Sondervereinba-
rung festgelegt.

(4) Über Abs. 3 hinaus kann der Abwasserzweckverband in
Einleitungsbedingungen auch die Einleitung von Abwasser

besonderer Art und Menge ausschließen oder von besonde-
ren Voraussetzungen abhängig machen, soweit dies zum
Schutz des Betriebspersonals, der Entwässerungseinrich-
tung oder zur Erfüllung der für den Betrieb der Entwässe-
rungseinrichtung geltenden Vorschriften, insbesondere der
Bedingungen und Auflagen des Abwasserzweckverbandes
erteilten wasserrechtlichen Bescheids, erforderlich ist.

(5) Der Abwasserzweckverband kann die Einleitungsbedin-
gungen nach Abs. 3 und 4 neu festlegen, wenn die Einlei-
tung von Abwasser in die Entwässerungseinrichtung nicht
nur vorübergehend nach Art oder Menge wesentlich geän-
dert wird oder wenn sich die für den Betrieb der Entwässe-
rungseinrichtung geltenden Gesetze oder Bescheide än-
dern. Der Abwasserzweckverband kann Fristen festlegen,
innerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten Anforderun-
gen notwendigen Maßnahmen durchgeführt werden müs-
sen.

(6) Der Abwasserzweckverband kann die Einleitung von
Stoffen im Sinn der Abs. 1 und 2 zulassen, wenn der Ver-
pflichtete Vorkehrungen trifft, durch die die Stoffe ihre ge-
fährdende oder schädigende Wirkung verlieren oder der Be-
trieb der Entwässerungseinrichtung nicht erschwert wird. In
diesem Fall hat er dem Abwasserzweckverband eine Be-
schreibung mit Plänen in doppelter Fertigung vorzulegen.
Darüber hinaus kann der Abwasserzweckverband im Einzel-
fall, insbesondere aufgrund tatsächlicher Baugrundverhält-
nisse, die Einleitung von Grund- und Quellwasser sowie
Drainwasser zulassen; die näheren Einzelheiten einschließ-
lich der Kostentragung sind in einer gesonderten Vereinba-
rung zu regeln.

(7) Leitet der Grundstückseigentümer Kondensat aus ölbe-
feuerten Brennwert-Heizkesseln oder aus gasbefeuerten
Brennwert-Heizkesseln mit einer Nennwertleistung über 200
kW in die Entwässerungseinrichtung ein, ist er verpflichtet,
das Kondensat zu neutralisieren und dem Abwasserzweck-
verband über die Funktionsfähigkeit der Neutralisationsan-
lage jährlich eine Bescheinigung eines Betriebes nach § 2
Abs. 1 Satz 2 Schornsteinfeger-Handwerksgesetz oder ei-
nes geeigneten Fachbetriebs vorzulegen.

(8) Besondere Vereinbarungen zwischen dem Abwasser-
zweckverband und einem Verpflichteten, die das Einleiten
von Stoffen im Sinn des Abs. 1 durch entsprechende Vor-
kehrungen an der Entwässerungseinrichtung ermöglichen,
bleiben vorbehalten.

(9) Wenn Stoffe im Sinn des Abs. 1 in eine Grundstücksent-
wässerungsanlage oder in die Entwässerungseinrichtung
gelangen, ist dies dem Abwasserzweckverband sofort anzu-
zeigen.

§ 16
Abscheider

Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten (z. B. Benzin,
Öle oder Fette) mitabgeschwemmt werden können, ist das
Abwasser über in die Grundstücksentwässerungsanlage
eingebaute Leichtflüssigkeits- bzw. Fettabscheider abzulei-
ten. Die Abscheider sind nach den allgemein anerkannten
Regeln der Technik zu errichten, zu betreiben und regelmä-
ßig zu warten. Der Abwasserzweckverband kann den Nach-
weis der ordnungsgemäßen Eigenkontrolle, Wartung, Ent-
leerung und Generalinspektion verlangen. Das Abscheide-
gut ist schadlos zu entsorgen.

§ 17
Untersuchung des Abwassers

(1) Der Abwasserzweckverband kann über die Art und
Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers
Aufschluss verlangen. Bevor erstmals Abwasser eingeleitet
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oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten Abwassers ge-
ändert werden, ist dem Abwasserzweckverband auf Verlan-
gen nachzuweisen, dass das Abwasser keine Stoffe enthält,
die unter das Verbot des § 15 fallen.

(2) Der Abwasserzweckverband kann eingeleitetes Abwas-
ser jederzeit, auch periodisch, untersuchen lassen. Auf die
Überwachung wird in der Regel verzichtet, soweit für die
Einleitung in die Sammelkanalisation eine wasserrechtliche
Genehmigung der Kreisverwaltungsbehörde vorliegt, die da-
für vorgeschriebenen Untersuchungen aus der Eigen- oder
Selbstüberwachung ordnungsgemäß durchgeführt und die
Ergebnisse dem Abwasserzweckverband vorgelegt werden.
Der Abwasserzweckverband kann verlangen, dass die nach
§ 12 Abs. 4 eingebauten Überwachungseinrichtungen ord-
nungsgemäß betrieben und die Messergebnisse vorgelegt
werden.

§ 18
Haftung

(1) Der Abwasserzweckverband haftet unbeschadet Abs. 2
nicht für Schäden, die auf solchen Betriebsstörungen beru-
hen, die sich auch bei ordnungsgemäßer Planung, Ausfüh-
rung und Unterhaltung der Entwässerungseinrichtung nicht
vermeiden lassen. Satz 1 gilt insbesondere auch für Schä-
den, die durch Rückstau hervorgerufen werden.

(2) Der Abwasserzweckverband haftet für Schäden, die sich
aus der Benutzung der Entwässerungseinrichtung ergeben,
nur dann, wenn einer Person, deren sich der Abwasser-
zweckverband zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen bedient,
Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last fällt.

(3) Der Grundstückseigentümer und der Benutzer haben für
die ordnungsgemäße Benutzung der Entwässerungseinrich-
tung einschließlich des Grundstücksanschlusses zu sorgen.

(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sonder-
vereinbarung zuwiderhandelt, haftet dem Abwasserzweck-
verband für alle ihr dadurch entstehenden Schäden und
Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden und Nachteile, die
durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksentwäs-
serungsanlage oder des Grundstücksanschlusses verur-
sacht werden, soweit dieser nach § 8 vom Grundstücksei-
gentümer herzustellen, zu verbessern, zu erneuern, zu än-
dern und zu unterhalten sowie stillzulegen und zu beseitigen
ist. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.

§ 19
Grundstücksbenutzung

(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Ver-
legen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Ableitung
von Abwasser über sein im Einrichtungsgebiet liegendes
Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen unentgelt-
lich zuzulassen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die
örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich sind. Diese Pflicht
betrifft nur Grundstücke, die an die Entwässerungseinrich-
tung angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Ei-
gentümer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem an-
geschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grund-
stück genutzt werden oder für die die Möglichkeit der örtli-
chen Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft
ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme
der Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise
belasten würde.

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und
Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines
Grundstücks zu benachrichtigen.

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der An-
lagen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn

nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat der
Abwasserzweckverband zu tragen, soweit die Einrichtung
nicht ausschließlich der Entsorgung des Grundstücks dient.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege
und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Plan-
feststellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen
und Verkehrsflächen bestimmt sind.

§ 20
Betretungsrecht

(1) Der Grundstückseigentümer und der Benutzer des
Grundstücks haben zu dulden, dass zur Überwachung ihrer
satzungsmäßigen und gesetzlichen Pflichten die mit dem
Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen des Abwas-
serzweckverbandes zu angemessener Tageszeit Grundstü-
cke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, Wohnungen und
Wohnräume im erforderlichen Umfang betreten; auf Verlan-
gen haben sich diese Personen auszuweisen. Ihnen ist un-
gehindert Zugang zu allen Anlagenteilen zu gewähren und
sind die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Der Grund-
stückseigentümer und der Benutzer des Grundstücks wer-
den nach Möglichkeit vorher verständigt; das gilt nicht für
Probenahmen und Abwassermessungen.

(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Betre-
tungs- und Überwachungsrechte bleiben unberührt.

§ 21
Ordnungswidrigkeiten

(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung kann
mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich

1. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, Abs. 4 Sätze 1
und 3, § 12 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3, § 15 Abs. 9, § 17
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Sätze 2 und 3 sowie § 20
Abs. 1 Satz 2 festgelegten oder hierauf gestützten An-
zeige-, Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlagepflichten
verletzt,

2. entgegen § 10 Abs. 3 Satz 1 vor Zustimmung des Ab-
wasserzweckverbandes mit der Herstellung oder Ände-
rung der Grundstücksentwässerungsanlage beginnt,

3. entgegen § 11 Abs. 3 Satz 1, § 12 Abs. 1 Satz 1 eine
unrichtige Bestätigung ausstellt oder entgegen § 11
Abs. 4 Satz 1, § 12 Abs. 1 Satz 2 vorlegt,

4. entgegen § 11 Abs. 3, Abs. 4 Sätze 1 und 3 vor Prüfung
der Grundstücksentwässerungsanlage durch einen
fachlich geeigneten Unternehmer oder vor Vorlage von
dessen Bestätigung oder vor Prüfung durch den Abwas-
serzweckverband die Leitungen verdeckt oder einer Un-
tersagung des Abwasserzweckverband nach § 11 Abs.
4 Satz 2 zuwiderhandelt,

5. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 die Grundstücksentwässe-
rungsanlagen nicht innerhalb der vorgegebenen Fristen
überprüfen lässt,

6. entgegen den Vorschriften der §§ 14 und 15 Abwasser
oder sonstige Stoffe in die Entwässerungseinrichtung
einleitet oder einbringt,

7. entgegen § 20 Abs. 1 Satz 2 den mit dem Vollzug dieser
Satzung beauftragten Personen des Abwasserzweck-
verbandes nicht ungehindert Zugang zu allen Anlagen-
teilen gewährt.

(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ord-
nungswidrigkeitentatbestände bleiben unberührt.
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§ 22
Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel

(1) Der Abwasserzweckverband kann zur Erfüllung der nach
dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen
für den Einzelfall erlassen.

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebe-
nen Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten
die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs-
und Vollstreckungsgesetzes.

§ 23
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung für die öffentliche Entwäs-
serungsanlage des Abwasserzweckverbandes Marktzeuln-
Michelau vom 30.07.1997 außer Kraft.

Michelau, 20.02.2024
Abwasserzweckverband Marktzeuln-Michelau

Jochen Weber
Verbandsvorsitzender

Siebte Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebüh-
rensatzung zur Entwässerungssatzung (BGS-EWS) des

Abwasserzweckverbandes Marktzeuln-Michelau,
Landkreis Lichtenfels

vom 20.02.2024

Aufgrund der Art. 2, 8 und 9 des Kommunalabgabengeset-
zes (KAG) erlässt der Abwasserzweckverband Marktzeuln-
Michelau folgende Satzung:

§ 1

Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssat-
zung (BGS-EWS) des Abwasserzweckverbandes Markt-
zeuln-Michelau, Landkreis Lichtenfels, vom 11. Dezember
2009, zuletzt geändert am 12. Dezember 2023, wird wie folgt
geändert:

1. § 9a wird wie folgt neu gefasst:

(1) Die Grundgebühr wird nach dem Dauer-
durchfluss (Q3) der verwendeten Wasserzähler
berechnet. Befinden sich auf dem Grundstück
nicht nur vorübergehend mehrere Wasseran-
schlüsse, so wird die Grundgebühr nach der
Summe des Dauerdurchflusses der einzelnen
Wasserzähler berechnet. Soweit Wasserzähler
nicht eingebaut sind, wird der Dauerdurchfluss
geschätzt, der nötig wäre, um die mögliche
Wasserentnahme messen zu können.

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwen-
dung von Wasserzählern mit Dauerdurchfluss

bis 4 m³/h 36,-- €/Jahr
bis 10 m³/h 72,-- €/Jahr
bis 16 m³/h          144,-- €/Jahr
über 16 m³/h          288,-- €/Jahr

 2. § 13 wird wie folgt neu gefasst:

(1) Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder
Einleitung von Abwasser in die Entwässerungs-
anlage.

(2) Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem
Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen
Herstellung des Anschlusses folgt. Der Tag
wird im erstmals ergehenden Bescheid be-
stimmt. Im Übrigen entsteht die Grundgebühr
mit dem Beginn eines jeden Tages in Höhe ei-
nes Tagesbruchteils der Jahresgrundgebüh-
renschuld neu.

3. In § 15 Abs. 1 Satz 3 wird das Wort „Einleitungs-
gebühr“ durch „Grund- und Einleitungsgebühr“
und das Wort „Zustellung“ durch „Bekanntgabe“
ersetzt.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Änderungssatzung tritt eine Woche nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft.

Michelau, 20.02.2024
Abwasserzweckverband Marktzeuln-Michelau

Jochen Weber
Verbandsvorsitzender

Satzung für die öffentliche Wasserversorgungsanlage
des Zweckverbands zur Wasserversorgung der Gärten-

rother Gruppe (Wasserabgabesatzung -WAS-)

vom 21.02.2024

Aufgrund der Art. 23, 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 2 der
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern erlässt der
Zweckverband zur Wasserversorgung der Gärtenrother
Gruppe, nachfolgend Zweckverband genannt, folgende Sat-
zung:

§ 1
Öffentliche Einrichtungen

(1) Der Zweckverband betreibt eine öffentliche Einrich-
tung zur Wasserversorgung für sein Verbandsge-
biet.

(2) Art und Umfang dieser Wasserversorgungseinrich-
tung bestimmt der Zweckverband.

(3) Zu der Wasserversorgungseinrichtung des Zweck-
verbands gehören auch die im öffentlichen Stra-
ßengrund liegenden Grundstücksanschlüsse und
die Wasserzähler.
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§ 2
Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer

(1) Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räum-
lich zusammenhängende und einem gemeinsamen
Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigen-
tümers, das eine selbstständige wirtschaftliche Ein-
heit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grund-
stücke oder Teile von Grundstücken im Sinne des
Grundbuchrechts handelt. Rechtlich verbindliche
planerische Feststellungen sind zu berücksichti-
gen.

(2) Die Vorschriften dieser Satzung für die Grund-
stückseigentümer gelten auch für Erbbauberech-
tigte oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks
dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich Be-
rechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie
haften als Gesamtschuldner.

§ 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinn dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe
folgende Bedeutung:

Versorgungslei-
tungen

sind die Wasserleitungen im Wasser-
versorgungsgebiet, von denen die
Grundstücksanschlüsse abzweigen.

Grundstücksan-
schlüsse (Haus-
anschlüsse)

sind die Wasserleitungen von der Ab-
zweigstelle der Versorgungsleitung
bis zur Übergabestelle; sie beginnen
mit der Anschlussvorrichtung und en-
den mit dem Ausgangsventil.

Gemeinsame
Grundstücksan-
schlüsse (ver-
zweigte Haus-
anschlüsse)

sind Hausanschlüsse, die über Privat-
grundstücke (z.B. Privatwege) verlau-
fen und mehr als ein Grundstück mit
der Versorgungsleitung verbinden.

Anschlussvor-
richtung

ist die Vorrichtung zur Wasserent-
nahme aus der Versorgungsleitung,
umfassend Anbohrschelle mit inte-
grierter oder zusätzlicher Absperrar-
matur oder Abzweig mit Absperrar-
matur samt den dazugehörigen tech-
nischen Einrichtungen.

Ausgangsventil ist die erste Absperrarmatur hinter
dem Wasserzähler.

Hauptabsperr-
vorrichtung

ist die erste Armatur auf dem Grund-
stück, mit der die gesamte nachfol-
gende Wasserverbrauchsanlage ein-
schließlich Wasserzähler abgesperrt
werden kann.

Übergabestelle ist das Ende des Grundstückan-
schlusses hinter dem Ausgangsventil
im Grundstück/Gebäude.

Wasserzähler sind Messgeräte zur Erfassung des
durchgeflossenen Wasservolumens.
Absperrventile und Wasserzählerbü-
gel sind nicht Bestandteile des Was-
serzählers.

Anlagen des
Grundstücksei-
gentümers (Ver-
brauchsleitun-
gen)

sind die Gesamtheit der Anlagenteile
in Grundstücken oder in Gebäuden
hinter der Übergabestelle; als solche
gelten auch Eigengewinnungsanla-
gen, wenn sie sich ganz oder teil-
weise im gleichen Gebäude befinden.

§ 4
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen,
dass sein bebautes, bebaubares, gewerblich, ge-
nutztes oder gewerblich nutzbares Grundstück
nach Maßgabe dieser Satzung an die Wasserver-
sorgungseinrichtung angeschlossen und mit Was-
ser beliefert wird.

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt
sich nur auf solche Grundstücke, die durch eine
Versorgungsleitung erschlossen werden. Der
Grundstückseigentümer kann unbeschadet weiter-
gehender bundes- oder landesgesetzlicher Vor-
schriften nicht verlangen, dass eine neue Versor-
gungsleitung hergestellt oder eine bestehende Ver-
sorgungsleitung geändert wird. Welche Grundstü-
cke durch die Versorgungsleitung erschlossen wer-
den, bestimmt der Zweckverband. Rohwasser- und
Fernwasserleitungen stellen keine zum Anschluss
berechtigenden Versorgungsleitungen dar.

(3) Der Zweckverband kann den Anschluss eines
Grundstücks an eine bestehende Versorgungslei-
tung versagen, wenn die Wasserversorgung we-
gen der Lage des Grundstücks oder aus sonstigen
technischen oder betrieblichen Gründen den
Zweckverband erhebliche Schwierigkeiten bereitet
oder besondere Maßnahmen erfordert, es sei
denn, der Grundstückseigentümer übernimmt die
Mehrkosten, die mit dem Bau und Betrieb zusam-
menhängen, und leistet auf Verlangen Sicherheit.

(4) Das Benutzungsrecht besteht nicht für Kühlwas-
serzwecke und den Betrieb von Wärmepumpen.
Der Zweckverband kann ferner das Anschluss- und
Benutzungsrecht ausschließen oder einschränken,
soweit nicht die Bereitstellung von Wasser in Trink-
wasserqualität erforderlich ist. Das gilt auch für die
Vorhaltung von Löschwasser.

§ 5
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind ver-
pflichtet, die Grundstücke, auf denen Wasser ver-
braucht wird, an die öffentliche Wasserversor-
gungseinrichtung anzuschließen (Anschluss-
zwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn
der Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich
ist.

(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasser-
versorgungseinrichtung angeschlossen sind, ist
der gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des
Benutzungsrechts (§ 4) ausschließlich aus dieser
Einrichtung zu decken (Benutzungszwang). Ge-
sammeltes Niederschlagswasser darf ordnungsge-
mäß für Zwecke der Gartenbewässerung, der Toi-
lettenspülung und zum Wäschewaschen verwen-
det werden. soweit nicht andere Rechtsvorschriften
entgegenstehen. § 7 Abs. 4 ist entsprechend anzu-
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wenden. Verpflichtet sind die Grundstückseigentü-
mer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben
auf Verlangen des Zweckverbands die dafür erfor-
derliche Überwachung zu dulden.

§ 6
Befreiung vom Anschluss- oder

Benutzungszwang

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Be-
nutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit,
wenn der Anschluss oder die Benutzung aus be-
sonderen Gründen auch unter Berücksichtigung
der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumut-
bar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe
der Gründe schriftlich beim Zweckverband einzu-
reichen.

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen,
Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

§ 7
Beschränkung der Benutzungspflicht

(1) Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung
auf einen bestimmten Verbrauchszweck oder Teil-
bedarf beschränkt, soweit das für die öffentliche
Wasserversorgung wirtschaftlich zumutbar ist und
nicht andere Rechtsvorschriften oder Gründe der
Volksgesundheit entgegenstehen. Gründe der
Volksgesundheit stehen einer Beschränkung der
Benutzungspflicht insbesondere entgegen, wenn
für den jeweiligen Verbrauchszweck oder Teilbe-
darf i. S. v. Satz 1 Trinkwasser oder Wasser mit der
Beschaffenheit von Trinkwasser erforderlich ist und
die Versorgung mit solchem Wasser nur durch die
Benutzung der öffentlichen Wasserversorgung ge-
währleistet wird.

(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet entsprechende
Anwendung.

(3) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung von Industrie-
unternehmen und Weiterverteilern sowie für die
Vorhaltung von Löschwasser.

(4) Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Ei-
gengewinnungsanlage hat der Grundstückseigen-
tümer dem Zweckverband Mitteilung zu machen;
dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage nach dem
Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung
weiterbetrieben werden soll. Er hat durch geeig-
nete Maßnahmen sicherzustellen, dass von seiner
Eigengewinnungsanlage keine Rückwirkungen in
das öffentliche Wasserversorgungsnetz möglich
sind. Bei einer Nachspeisung von Trinkwasser aus
der öffentlichen Wasserversorgungs-einrichtung in
eine Eigengewinnungsanlage ist ein freier Auslauf
(Luftbrücke) oder ein Rohrunterbrecher A 1 der
Nachspeiseeinrichtung in das Regenauffangbe-
cken bzw. an sonstigen Stellen (z.B. Spülkasten)
entsprechend den allgemein anerkannten Regeln
der Technik erforderlich.

§ 8
Sondervereinbarungen

1. Ist der Grundstückseigentümer nicht zum An-
schluss berechtigt oder verpflichtet, so kann der
Zweckverband durch Vereinbarung ein besonde-
res Benutzungsverhältnis begründen.

2. Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Best-
immungen dieser Satzung und der Beitrags- und
Gebührensatzung entsprechend. Ausnahmsweise
kann in der Sondervereinbarung Abweichendes
bestimmt werden, soweit dies sachgerecht ist.

§ 9
Grundstücksanschluss

(1) Der Grundstücksanschluss wird vom Zweckver-
band hergestellt, angeschafft, verbessert, unterhal-
ten, erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt.
Er muss zugänglich und vor Beschädigungen ge-
schützt sein.

(2) Die Grundstücksanschlüsse stehen vorbehaltlich
abweichender Vereinbarung im Eigentum des
Zweckverbands.

(3) Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennweite
und Führung der Grundstücksanschlüsse sowie
deren Änderung. Sie bestimmt auch, wo und an
welche Versorgungsleitung anzuschließen ist. Der
Grundstückseigentümer ist vorher zu hören; seine
berechtigten Interessen sind nach Möglichkeit zu
wahren. Soll der Grundstücksanschluss auf
Wunsch des Grundstückseigentümers nachträglich
geändert werden oder soll ein weiterer Grund-
stücksanschluss hergestellt werden, so kann der
Zweckverband verlangen, dass die näheren Ein-
zelheiten einschließlich der Kostentragung vorher
in einer gesonderten Vereinbarung geregelt wer-
den.

(4) Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Vo-
raussetzungen für die sichere Errichtung des
Grundstücksanschlusses zu schaffen. Der Zweck-
verband kann hierzu schriftlich eine angemessene
Frist setzen. Der Grundstückseigentümer darf
keine Einwirkungen auf den Grundstücksanschluss
vornehmen oder vornehmen lassen.

(5) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer ha-
ben jede Beschädigung des Grundstücksanschlus-
ses, insbesondere das Undicht werden von Leitun-
gen sowie sonstige Störungen unverzüglich dem
Zweckverband mitzuteilen.

§ 10
Anlage des Grundstückseigentümers

(1) Der Grundstückeigentümer ist verpflichtet, für die
ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Ände-
rung und Unterhaltung der Anlage von der Über-
nahmestelle ab, mit Ausnahme des Wasserzäh-
lers, zu sorgen. Hat er die Anlage oder Teile davon
einem anderen vermietet oder sonst zur Benutzung
überlassen, so ist er neben dem anderen verpflich-
tet.

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschrif-
ten dieser Satzung und anderer gesetzlicher oder
behördlicher Bestimmungen sowie nach den aner-
kannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, ge-
ändert und unterhalten werden. Anlage und Ver-
brauchseinrichtungen müssen so beschaffen sein,
dass Störungen anderer Abnehmer oder der öffent-
lichen Versorgungseinrichtungen sowie Rückwir-
kungen auf die Güte des Trinkwassers ausge-
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schlossen sind. Der Anschluss wasserverbrau-
chender Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf
Gefahr des Grundstückseigentümers.

(3) Es dürfen nur Produkte und Geräte verwendet wer-
den, die den allgemein anerkannten Regeln der
Technik entsprechen. Die Einhaltung der Voraus-
setzungen des Satzes 1 wird vermutet, wenn eine
CE-Kennzeichnung für den ausdrücklichen Einsatz
im Trinkwasserbereich vorhanden ist. Sofern diese
CE-Kennzeichnung nicht vorgeschrieben ist, wird
dies auch vermutet, wenn das Produkt oder Gerät
ein Zeichen eines akkreditierten Branchenzertifi-
zierers trägt, insbesondere das DIN-DVGW-Zei-
chen oder DVGW-Zeichen. Produkte und Geräte,
die

1. in einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum
rechtmäßig hergestellt worden sind oder

2. in einem anderen Mitgliedsstaat der Europäi-
schen Union oder in der Türkei rechtmäßig
hergestellt oder in den Verkehr gebracht wor-
den sind und die nicht den technischen Spezi-
fikationen der Zeichen nach Satz 3 entspre-
chen, werden einschließlich der in den vorge-
nannten Staaten durchgeführten Prüfungen
und Überwachungen als gleichwertig behan-
delt, wenn mit ihnen das in Deutschland gefor-
derte Schutzniveau gleichermaßen dauerhaft
erreicht wird.

(4) Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befin-
den, können plombiert werden. Ebenso können
Anlagenteile, die zur Anlage des Grundstücksei-
gentümers gehören, unter Plomben Verschluss ge-
nommen werden, um eine einwandfreie Messung
zu gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstat-
tung der Anlage ist nach Angaben des Zweckver-
bands zu veranlassen.

§ 11
Zulassung und Inbetriebnahme der Anlage

des Grundstückseigentümers

(1) Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers
hergestellt oder wesentlich geändert wird, sind
dem Zweckverband folgende Unterlagen in doppel-
ter Fertigung einzureichen:

a) eine Beschreibung der geplanten Anlage
des Grundstückseigentümers und ein La-
geplan,

b) der Name des Unternehmens, das die An-
lage errichten soll,

c) Angaben über eine etwaige Eigenversor-
gung,

d) im Fall des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung
zur Übernahme der Mehrkosten.

Die einzureichenden Unterlagen haben den beim
Zweckverband aufliegenden Mustern zu entspre-
chen. Alle Unterlagen sind von den Bauherren und
Planfertigern zu unterschreiben.

(2) Der Zweckverband prüft, ob die beabsichtigten An-
lagen den Bestimmungen dieser Satzung entspre-
chen. Ist das der Fall, so erteilt der Zweckverband
schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine Fertigung

der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsver-
merk zurück. Stimmt der Zweckverband nicht zu,
setzt sie dem Bauherrn unter Angabe der Mängel
eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die ge-
änderten Unterlagen sind sodann erneut einzu-
reichen. Die Zustimmung und die Überprüfung be-
freien den Grundstückseigentümer, den Bauherrn,
den ausführenden Unternehmer und den Planferti-
ger nicht von der Verantwortung für die vorschrifts-
mäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung
der Anlagen.

(3) Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schrift-
licher Zustimmung des Zweckverbands begonnen
werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonsti-
gen, insbesondere nach straßen-, bau- und was-
serrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zu-
stimmung unberührt.

(4) Die Einrichtung der Anlage und wesentliche Verän-
derungen dürfen nur durch den Zweckverband o-
der durch ein Installationsunternehmen erfolgen,
das in ein Installateur Verzeichnis des Zweckver-
bands oder eines anderen Wasserversorgungsun-
ternehmens eingetragen ist. Der Zweckverband ist
berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwa-
chen. Leitungen die an Eigengewinnungsanlagen
angeschlossen sind, dürfen nur mit vorheriger Zu-
stimmung des Zweckverbands verdeckt werden,
anderenfalls sind sie auf Anordnung des Zweckver-
bands freizulegen.

(5) Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebset-
zung der Anlage beim Zweckverband über das In-
stallationsunternehmen zu beantragen. Der An-
schluss der Anlage an das Verteilungsnetz und die
Inbetriebsetzung erfolgen durch den Zweckver-
band oder ihre Beauftragten.

(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 kann
der Zweckverband Ausnahmen zulassen.

§ 12
Überprüfung der Anlage

des Grundstückseigentümers

(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die Anlage des
Grundstückseigentümers vor und nach ihrer Inbe-
triebnahme zu überprüfen. Sie hat auf erkannte Si-
cherheitsmängel aufmerksam zu machen und kann
deren Beseitigung verlangen.

(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit
gefährden oder erhebliche Störungen erwarten las-
sen, so ist der Zweckverband berechtigt, den An-
schluss oder die Versorgung zu verweigern; bei
Gefahr für Leib oder Leben ist sie hierzu verpflich-
tet.

(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprü-
fung der Anlage sowie durch deren Anschluss an
das Verteilungsnetz übernimmt der Zweckverband
keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage.
Dies gilt nicht, wenn sie bei einer Überprüfung
Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib
und Leben darstellen.
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§ 13
Abnehmerpflichten, Haftung

(1) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer ha-
ben den Beauftragten des Zweckverbands, die sich
auf Verlangen auszuweisen haben, zu angemes-
sener Tageszeit den Zutritt zu allen der Wasserver-
sorgung dienenden Einrichtungen zu gestatten, so-
weit dies zur Nachschau der Wasserleitungen, zum
Ablesen und zum Wechseln der Wasserzähler,
zum Erstellen von Geschossflächenaufmaßen und
zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung
und die vom Zweckverband auferlegten Bedingun-
gen und Auflagen erfüllt werden, erforderlich ist.
Zur Überwachung der satzungsgemäßen und ge-
setzlichen Pflichten sind die mit dem Vollzug dieser
Satzung beauftragten Personen dem Zweckver-
band berechtigt, zu angemessener Tageszeit
Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen,
Wohnungen und Wohnräume im erforderlichen
Umfang zu betreten. Der Grundstückseigentümer,
gegebenenfalls auch die Benutzer des Grund-
stücks, werden davon nach Möglichkeit vorher ver-
ständigt.

(2) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind
verpflichtet, alle für die Prüfung des Zustands der
Anlagen erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Sie
haben die Verwendung zusätzlicher Verbrauchs-
einrichtungen vor Inbetriebnahme des Zweckver-
bands mitzuteilen, soweit sich dadurch die vorzu-
haltende Leistung wesentlich erhöht.

(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haf-
ten dem Zweckverband für von ihnen verschuldete
Schäden, die auf eine Verletzung ihrer Pflichten
nach dieser Satzung zurückzuführen sind.

§ 14
Grundstücksbenutzung

(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen
und Verlegen von Leitungen einschließlich Zube-
hör zur Zu- und Fortleitung von Wasser über sein
im Versorgungsgebiet liegendes Grundstück sowie
sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulas-
sen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die
örtliche Wasserversorgung erforderlich sind. Diese
Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die Wasser-
versorgung angeschlossen oder anzuschließen
sind, die Eigentümer im wirtschaftlichen Zusam-
menhang mit einem angeschlossenen Grundstück
genutzt werden oder für die Möglichkeit der Was-
serversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist.
Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruch-
nahme der Grundstücke den Eigentümer in unzu-
mutbarer Weise belasten würde.

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art
und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme
seines Grundstücks zu benachrichtigen.

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung
der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bis-
herigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die
Kosten der Verlegung hat der Zweckverband zu
tragen soweit die Einrichtungen nicht ausschließ-
lich der Versorgung des Grundstücks dienen.

(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3
eingestellt, ist der Grundstückseigentümer ver-
pflichtet, nach Wahl des Zweckverbands die Ent-
fernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie
noch fünf Jahre unentgeltlich zu belassen, sofern
dies nicht unzumutbar ist.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche
Verkehrswege und Verkehrsflächen
sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung
für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und
Verkehrsflächen bestimmt sind.

§ 15
Art und Umfang der Versorgung

(1) Der Zweckverband stellt das Wasser zu dem in der
Beitrags- und Gebührensatzung aufgeführten Ent-
gelt zur Verfügung. Sie liefert das Wasser als Trink-
wasser unter dem Druck und in der Beschaffenheit,
die in dem betreffenden Abschnitt des Versor-
gungsgebiets üblich sind, entsprechend den je-
weils geltenden Rechtsvorschriften und den aner-
kannten Regeln der Technik.

(2) Der Zweckverband ist berechtigt, die Beschaffen-
heit und den Druck des Wassers im Rahmen der
gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen so-
wie der anerkannten Regeln der Technik zu än-
dern, sofern dies aus wirtschaftlichen oder techni-
schen Gründen zwingend erforderlich ist. Der
Zweckverband wird eine dauernde wesentliche Än-
derung den Wasserabnehmern nach Möglichkeit
mindestens zwei Monate vor der Umstellung
schriftlich bekanntgeben und die Belange der An-
schlussnehmer möglichst berücksichtigen. Die
Grundstückseigentümer sind verpflichtet, ihre An-
lagen auf eigene Kosten den geänderten Verhält-
nissen anzupassen.

(3) Der Zweckverband stellt das Wasser im Allgemei-
nen ohne Beschränkung zu jeder Tag- und Nacht-
zeit am Ende des Hausanschlusses zur Verfügung.
Dies gilt nicht, soweit und solange der Zweckver-
band durch höhere Gewalt, durch Betriebsstörun-
gen, bestehenden oder drohenden Wassermangel
oder sonstige technische oder wirtschaftliche Um-
stände, deren Beseitigung ihr nicht zumutbar ist, an
der Wasserversorgung gehindert ist. Der Zweck-
verband kann die Belieferung ablehnen, mengen-
mäßig und zeitlich beschränken oder unter Aufla-
gen und Bedingungen gewähren, soweit das zur
Wahrung des Anschluss- und Benutzungsrechts
der anderen Berechtigten erforderlich ist. Der
Zweckverband darf ferner die Lieferung unterbre-
chen, um betriebsnotwendige Arbeiten vorzuneh-
men. Soweit möglich, gibt der Zweckverband die
Absperrungen der Wasserleitung vorher öffentlich
bekannt und unterrichtet die Abnehmer über Um-
fang und voraussichtlicher Dauer der Unterbre-
chung.

(4) Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigen-
bedarfs für die angeschlossenen Grundstücke ge-
liefert. Die Überleitung von Wasser in ein anderes
Grundstück bedarf der schriftlichen Zustimmung
des Zweckverbands; die Zustimmung wird erteilt,
wenn nicht überwiegende versorgungswirtschaftli-
che Gründe entgegenstehen.
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(5) Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der
Wasserlieferung und für Änderungen des Drucks
oder der Beschaffenheit des Wassers, die durch
höhere Gewalt, Wassermangel oder sonstige tech-
nische oder wirtschaftliche Umstände, die der
Zweckverband nicht abwenden kann, oder auf
Grund behördlicher Verfügungen veranlasst sind,
steht dem Grundstückseigentümer kein Anspruch
auf Minderung verbrauchsunabhängiger Gebühren
zu.

(6) Mit Trinkwasser aus der öffentlichen Wasserver-
sorgung ist sparsam umzugehen. Die Wasserab-
nehmer werden aufgefordert, wassersparende
Verfahren anzuwenden, soweit dies insbesondere
wegen der benötigten Wassermenge mit Rücksicht
auf den Wasserhaushalt zumutbar und aus hygie-
nischen Gründen vertretbar ist.

§ 16
Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung

für Feuerlöschzwecke

(1) Sollen auf einem Grundstück private Feuer-
löschanschlüsse eingerichtet werden, so sind über
die näheren Einzelheiten einschließlich der Kos-
tentragung besondere Vereinbarungen zwischen
dem Grundstückseigentümer und dem Zweckver-
band zu treffen.

(2) Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit Was-
serzählern ausgerüstet. Sie müssen auch für die
Feuerwehr benutzbar sein.

(3) Wenn es brennt oder, wenn sonst Gemeingefahr
droht, sind die Anordnungen der des Zweckver-
bands, der Polizei und der Feuerwehr zu befolgen;
insbesondere haben die Wasserabnehmer ihre
Leitungen und ihre Eigenanlagen auf Verlangen
zum Feuerlöschen zur Verfügung zu stellen. Ohne
zwingenden Grund dürfen sie in diesen Fällen kein
Wasser entnehmen.

(4) Bei Feuergefahr hat der Zweckverband das Recht,
Versorgungsleitungen und Grundstücksan-
schlüsse vorübergehend abzusperren. Dem von
der Absperrung betroffenen Wasserabnehmer
steht hierfür kein Entschädigungsanspruch zu.

§ 17
Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke,

Wasserabgabe aus öffentlichen Entnahmestellen

(1) Der Anschluss zum Bezug von Bauwasser oder zu
sonstigen vorübergehenden Zwecken ist rechtzei-
tig beim Zweckverband zu beantragen. Muss das
Wasser von einem anderen Grundstück bezogen
werden, so ist die schriftliche Zustimmung des
Grundstückseigentümers beizubringen. Über die
Art der Wasserabgabe entscheidet der Zweckver-
band; sie legt die weiteren Bedingungen für den
Wasserbezug fest.

(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydraten nicht zum
Feuerlöschen, sondern zu anderen vorübergehen-
den Zwecken entnommen werden soll, stellt der
Zweckverband auf Antrag einen Wasserzähler, ge-
gebenenfalls Absperrvorrichtungen und Standrohr
zur Verfügung und setzt die Bedingungen für die
Benutzung fest.

§ 18
Haftung bei Versorgungsstörungen

(1) Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer
durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder
durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung erlei-
det, haftet der Zweckverband aus dem Benut-
zungsverhältnis oder aus unerlaubter Handlung im
Fall

1. der Tötung oder Verletzung des Körpers
oder der Gesundheit des Grundstücksei-
gentümers, es sei denn, dass der Scha-
den vom Zweckverband oder einem Erfül-
lungs- oder Verrichtungsgehilfen, weder
vorsätzlich noch fahrlässig verursacht
worden ist,

2. der Beschädigung einer Sache, es sei
denn, dass der Schaden vom Zweckver-
band weder durch Vorsatz noch durch
grobe Fahrlässigkeit des Zweckverbands
oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungs-
gehilfen verursacht worden ist,

3. eines Vermögensschadens, es sei denn,
dass dieser weder durch Vorsatz noch
durch grobe Fahrlässigkeit eines vertre-
tungsberechtigten Organs des Zweckver-
bands verursacht worden ist.

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches ist nur bei vorsätzlichem Han-
deln von Verrichtungsgehilfen anzuwen-
den.

(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der
Grundstückseigentümer das gelieferte Wasser im
Rahmen des § 15 Abs. 4 weiterleitet, haftet der
Zweckverband für Schäden, die diesen durch Un-
terbrechung der Wasserversorgung oder durch Un-
regelmäßigkeiten in der Belieferung entstehen, wie
einem Grundstückseigentümer.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von
Grundstückseigentümern anzuwenden, die diese
gegen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen
aus unerlaubter Handlung geltend machen. Der
Zweckverband ist verpflichtet, den Grundstücksei-
gentümern auf Verlangen über die mit der Scha-
densverursachung durch ein drittes Unternehmen
zusammenhängenden Tatsachen insoweit Aus-
kunft zu geben, als sie ihr bekannt sind oder von ihr
in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können
und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Scha-
densersatzes erforderlich ist.

(4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter fünfzig
Euro.

(5) Schäden sind dem Zweckverband unverzüglich
mitzuteilen.

§ 19
Wasserzähler

(1) Der Wasserzähler ist Eigentum des Zweckver-
bands. Die Lieferung, Aufstellung, technische
Überwachung, Unterhaltung, Auswechslung und
Entfernung der Wasserzähler sind Aufgabe des
Zweckverbands; sie bestimmt auch Art, Zahl und
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Größe der Wasserzähler sowie ihren Aufstellungs-
ort. Bei der Aufstellung hat der Zweckverband so
zu verfahren, dass eine einwandfreie Messung ge-
währleistet ist; sie hat den Grundstückseigentümer
zuvor anzuhören und seine berechtigten Interes-
sen zu wahren.

(2) Der Zweckverband ist berechtigt, einen defekten o-
der nach eichrechtlichen Vorschriften zu wechseln-
den Wasserzähler durch einen elektronischen
Wasserzähler mit Funkmodul zu ersetzen.

Mit Hilfe dieser elektronischen Funkwasserzähler
dürfen verbrauchsbezogene und trinkwasserhygie-
nisch relevante Daten erhoben werden.

Es dürfen insbesondere folgende Daten erhoben,
gespeichert und verarbeitet werden:

- Zählernummer
- aktueller Zählerstand
- Verbrauchssummen für Tage, Wochen, Monate
  und Jahre
- Durchflusswerte
- die Wasser- und Umgebungstemperatur für be
  stimmte Zeitpunkte
- Betriebs- und Ausfallzeiten
- Speicherung von Alarmcodes (z.B. Leckage-
  oder Rückflusswerte)

Die in einem elektronischen Wasserzähler mit
Funkmodul gespeicherten Daten dürfen durch
Empfang des Funksignals turnusmäßig (in der Re-
gel einmal jährlich) ausgelesen werden, soweit dies
zur Abrechnung oder Zwischenabrechnung erfor-
derlich ist. Sie dürfen in gleicher Weise anlassbe-
zogen ausgelesen werden, soweit dies im Einzelfall
zur Abwehr von Gefahren für den ordnungsgemä-
ßen Betrieb der Wasserversorgungsanlage des
Zweckverbands erforderlich ist.
Zu anderen Zwecken ist eine Auslesung der ge-
speicherten Daten auch durch den Empfang des
Funksignals, nicht zulässig.

Ausgelesen Daten dürfen nur zu den Zwecken von
Satz 4 und 5 genutzt oder verarbeitet werden. Die
in einem solchen Zähler gespeicherten Daten sind
spätestens nach 500 Tagen zu löschen. Nach Satz
5 ausgelesene Daten sind, soweit sie für die dort
genannten Zwecke nicht mehrbenötigt werden,
spätestens aber fünf Jahre nach ihrer Auslesung zu
löschen.

(3) Der Zweckverband ist verpflichtet, auf Verlangen
des Grundstückseigentümers die Wasserzähler zu
verlegen, wenn dies ohne Beeinträchtigungen ei-
ner einwandfreien Messung möglich ist. Der
Zweckverband kann die Verlegung davon abhän-
gig machen, dass der Grundstückseigentümer sich
verpflichtet, die Kosten zu übernehmen.

(4) Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhan-
denkommen und die Beschädigung der Wasser-
zähler, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er
hat den Verlust, Beschädigungen und Störungen
dieser Einrichtungen dem Zweckverband unver-
züglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, sie vor Ab-
wasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor
Frost zu schützen.

(5) Wasserzähler werden von einem Beauftragten des
Zweckverbands möglichst in gleichen Zeitabstän-
den oder auf Verlangen des Zweckverbands vom
Grundstückseigentümer selbst abgelesen. Bei
elektronischen Wasserzählern mit Funkmodul, bei
denen nicht sämtliche gespeicherten Daten per
Funk übermittelt werden, erfolgt eine Auslesung
vor Ort nur mit Zustimmung des Grundstückseigen-
tümers. Dieser hat dafür zu sorgen, dass die Mes-
seinrichtungen leicht zugänglich sind.

§ 20
Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze

(1) Der Zweckverband kann verlangen, dass der
Grundstückseigentümer auf eigene Kosten an der
Grundstücksgrenze nach seiner Wahl einen geeig-
neten Wasserzählerschacht oder Wasserzähler-
schrank anbringt, wenn

1. das Grundstück unbebaut ist oder

2. die Versorgung des Gebäudes mit Grund-
stücksanschlüssen erfolgt, die unverhältnis-
mäßig lang sind oder nur unter besonderen
Erschwernissen verlegt werden können. Ver-
sorgungsleitungen (zwischen Anbohrschelle
und Wasserzähler im Haus) sind dann als un-
verhältnismäßig lang einzustufen, wenn sie
25 m Länge überschreiten. Bei bestehenden
überlangen Hausanschlüssen (mit mehr als
25 m Länge) ist ein Zählerschacht zu setzen,
sobald sich Handlungsbedarf am Hausan-
schluss durch Erneuerung oder Reparatur
ergibt. Oder

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung
des Wasserzählers vorhanden ist.

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die
Einrichtungen in einem ordnungsgemäßen Zu-
stand und jederzeit zugänglich zu halten.

§ 21
Nachprüfung von Messeinrichtungen

(1) Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die
Nachprüfung der Wasserzähler durch eine Eichbe-
hörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im
Sinn des § 40 des Eichgesetzes verlangen. Stellt
der Grundstückseigentümer den Antrag auf Prü-
fung nicht beim Zweckverband, so hat er diesen vor
Antragsstellung zu benachrichtigen.

(2) Der Zweckverband braucht dem Verlangen auf
Nachprüfung der Wasserzähler nur nachzukom-
men, wenn der Grundstückseigentümer sich ver-
pflichtet, die Kosten zu übernehmen, falls die Ab-
weichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen
nicht überschreitet.

§ 22
Änderung; Einstellung des Wasserbezugs

(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist
dem Zweckverband unverzüglich schriftlich mitzu-
teilen.

(2) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benut-
zung der Wasserversorgungseinrichtung nicht ver-
pflichtet ist, den Wasserbezug aus der öffentlichen
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Wasserversorgung vollständig einstellen, so hat er
das mindestens eine Woche vor dem Ende des
Wasserbezugs schriftlich dem Zweckverband zu
melden.

(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Ver-
pflichteter den Wasserbezug einstellen, hat er beim
Zweckverband Befreiung nach § 6 zu beantragen.

§ 23
Einstellung der Wasserlieferung

(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die Wasserliefe-
rung ganz oder teilweise fristlos einzustellen, wenn
der Grundstückseigentümer oder Benutzer dieser
Satzung oder sonstigen die Wasserversorgung be-
treffenden Anordnungen zuwiderhandelt und die
Einstellung erforderlich ist, um

1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von
Personen oder Anlagen abzuwenden,

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung,
Beeinflussung oder vor Anbringung der Mess-
einrichtungen zu verhindern oder

3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Ab-
nehmer, störende Rückwirkungen auf Einrich-
tungen des Zweckverbands oder Dritter oder
Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers
ausgeschlossen sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei
Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz
Mahnung, ist der Zweckverband berechtigt, die
Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzu-
stellen. Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Einstel-
lung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwider-
handlung stehen und hinreichende Aussicht be-
steht, dass der Grundstückseigentümer seinen
Verpflichtungen nachkommt. Der Zweckverband
kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der
Versorgung androhen.

(3) Der Zweckverband hat die Versorgung unverzüg-
lich wiederaufzunehmen, sobald die Gründe für die
Einstellung entfallen sind.

§ 24
Ordnungswidrigkeiten

(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße
bis zu 2.500 Euro belegt werden, wer vorsätzlich

1.  den Vorschriften über den Anschluss- und Be-
nutzungszwang (§ 5) zuwiderhandelt,

2. eine der in § 9 Abs. 4, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2
und § 22 Abs. 1 und 2 festgelegten oder hierauf
gestützten Melde-, Auskunfts-, Nachweis- oder
Vorlagepflichten verletzt.

3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung des
Zweckverbands mit den Installationsarbeiten
beginnt,

4. gegen die vom Zweckverband nach § 15 Abs. 3
Satz 3 angeordneten Verbrauchseinschränkun-
gen oder Verbrauchsverbote verstößt.

(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ord-
nungswidrigkeitentatbestände bleiben unberührt.

§ 25
Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel

(1) Der Zweckverband kann zur Erfüllung der nach die-
ser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anord-
nungen für den Einzelfall erlassen.

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorge-
schriebenen Handlungen, eines Duldens oder Un-
terlassens gelten die Vorschriften des Bayerischen
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgeset-
zes.

§ 26
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt nach ihrer Bekanntmachung in
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung für die öffentliche
Wasserversorgungsanlage des Zweckverbands
(Wasserabgabesatzung - WAS -) vom 20.10.2023
außer Kraft.

Burgkunstadt, 22.02.2024

Zweckverband zur Wasserversorgung der Gärtenrother
Gruppe

Christine Frieß
Verbandsvorsitzende

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchG);
Erweiterung des Steinbruchs „Deisenstein“ in der Ge-
markung Schwabthal, Stadt Bad Staffelstein, um
8,36  Hektar in nordöstliche Richtung durch die Firma
Steinwerke Kaider Neupert-Kalk GmbH & Co.KG, Albert-
Neupert-Str. 6, 96231 Bad Staffelstein

1. Die Firma Steinwerke Kaider Neupert-Kalk GmbH &
Co.KG, Albert-Neupert-Straße 6, 96231 Bad Staffel-
stein, hat beim Landratsamt Lichtenfels die wesentli-
che Änderung nach § 16 Abs. 1 des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes (BImSchG) des Steinbruchs „Dei-
senstein“ bei Kümmersreuth durch Erweiterung um
8,36 Hektar in nordöstliche Richtung (Grundstü-
cke Fl.Nrn. 360, 361, 362, 363, 364, 366, 368, 369,
370, 374, 375, 376, 377, 378, 379, 382, 383, 395, 396,
396/2, 396/3 und 396/4 der Gemarkung Schwabthal)
beantragt.

Das Vorhaben wurde am 25.08.2023 im Amtsblatt Nr.
8/2023 des Landkreises Lichtenfels, auf der Internet-
seite des Landkreises Lichtenfels sowie im UVP-Portal
Bayern öffentlich bekannt gemacht. Der Antrag sowie
die zugehörigen Unterlagen lagen in der Zeit von Mitt-
woch, den 06.09.2023, bis einschließlich Donnerstag,
den 05.10.2023, während der allgemeinen Dienststun-
den im Landratsamt Lichtenfels, Nebengebäude, Kro-
nacher Straße 28, 96215 Lichtenfels, im Zimmer 208,
sowie bei der Stadt Bad Staffelstein, Stadtbauamt,
Oberauer Straße 13, 96231 Bad Staffelstein im Zim-
mer Nr. 1.03 zur Einsichtnahme aus.
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Einwendungen konnten in der Zeit vom 06.09.2023 bis
einschließlich 06.11.2023 schriftlich oder elektronisch
bei den vorgenannten Stellen erhoben werden.

Im Amtsblatt Nr. 12/2023 des Landkreises Lichtenfels
wurde die Entscheidung des Landratsamtes Lichten-
fels bekanntgemacht, dass die rechtzeitig eingegange-
nen Einwendungen mit dem Antragsteller sowie mit
denjenigen, die Einwendungen im Verfahren erhoben
haben, in einem Erörterungstermin erörtert werden.
Gleichzeitig wurde der bereits am 25.08.2023 bekannt-
gemachte Erörterungstermin, welcher ursprünglich für
den 17.01.2024 geplant war, auf einen noch festzule-
genden Termin verschoben.

2. Der ursprünglich für Mittwoch, den 17.01.2024, vorge-
sehene Erörterungstermin findet nun statt am

Dienstag, den 30.04.2024, ab 09:30 Uhr
im Stadtschloss Lichtenfels, Festsaal

Stadtknechtsgasse 5 in 96215 Lichtenfels.

Bei Ausbleiben eines Beteiligten (Antragsteller oder
Einwendungsführer) kann auch ohne ihn verhandelt
werden. Verspätet oder nicht formgerecht erhobene
Einwendungen können bei der Erörterung und Ent-
scheidung unberücksichtigt bleiben.
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendun-
gen kann durch eine öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden.

Lichtenfels, 22.03.2024
Landratsamt

Christine Münzberg-Seitz
Abteilungsleiterin

Die Kreiswahlleiterin für die Europawahl 2024

Bekanntmachung

für Staatsangehörige der übrigen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union (Unionsbürgerinnen und Unions-
bürger) zur Wahl zum Europäischen Parlament in der
Bundesrepublik Deutschland

Am 9. Juni 2024 findet die Wahl der Abgeordneten des Eu-
ropäischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutsch-
land statt. An dieser Wahl können Sie aktiv teilnehmen,
wenn Sie am Wahltag

1. die Staatsangehörigkeit eines der übrigen Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union besitzen,

2. das 16. Lebensjahr vollendet haben,

3. seit mindestens drei Monaten in der Bundesrepublik
Deutschland oder in den übrigen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union1 eine Wohnung innehaben oder sich
mindestens seit dieser Zeit sonst gewöhnlich aufhalten
(auf die Dreimonatsfrist wird ein aufeinanderfolgender
Aufenthalt in den genannten Gebieten angerechnet),

4. weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem
Mitgliedstaat der Europäischen Union, dessen Staatsan-
gehörigkeit Sie besitzen, vom aktiven Wahlrecht zum
Europäischen Parlament ausgeschlossen sind,

5. in ein Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik Deutsch-
land eingetragen sind. Die erstmalige Eintragung erfolgt
nur auf Antrag. Der Antrag ist auf einem Formblatt zu
stellen; er soll bald nach dieser Bekanntmachung
abgesandt werden.

Einem Antrag, der erst nach dem 19. Mai 2024 (21. Tag
vor der Wahl) bei der zuständigen Gemeinde eingeht,
kann nicht mehr entsprochen werden (§ 17a Abs. 2 der
Europawahlordnung).

Sind Sie bereits aufgrund Ihres Antrages bei den Wahlen
zum Europäischen Parlament am 13. Juni 1999, am 13.
Juni 2004, am 7. Juni 2009, am 25. Mai 2014 oder am
26. Mai 2019 in ein Wählerverzeichnis der Bundesrepub-
lik Deutschland eingetragen worden, so ist ein erneuter
Antrag nicht erforderlich. Die Eintragung erfolgt dann
von Amts wegen, sofern die sonstigen wahlrechtlichen
Voraussetzungen vorliegen. Dies gilt nicht, wenn Sie bis
zum 19. Mai 2024 gegenüber der zuständigen Ge-
meinde auf einem Formblatt beantragen, nicht im Wäh-
lerverzeichnis geführt zu werden. Dieser Antrag gilt für
alle künftigen Wahlen zum Europäischen Parlament, bis
Sie erneut einen Antrag auf Eintragung in das Wähler-
verzeichnis stellen.
Sind Sie bei früheren Wahlen (1979 bis 1994) in ein
Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik Deutschland
eingetragen worden, müssen Sie für eine Teilnahme an
der Wahl einen erneuten Antrag auf Eintragung in das
Wählerverzeichnis stellen.

Nach einem Wegzug in das Ausland und erneutem Zu-
zug in die Bundesrepublik Deutschland ist ein erneuter
Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis erfor-
derlich.

Antragsvordrucke (Formblätter) sowie informierende Merk-
blätter können bei den Gemeindebehörden in der Bundes-
republik Deutschland angefordert werden, außerdem stehen
sie unter www.bundeswahlleiterin.de zum Herunterladen
bereit.

Für Ihre Teilnahme als Wahlbewerber ist u. a. Vorausset-
zung, dass Sie am Wahltag

1. das 18. Lebensjahr vollendet haben,

2. die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europä-
    ischen Union besitzen,

3. weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem
    Mitgliedstaat der Europäischen Union, dem Sie ange-
    hören, von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

Mit dem Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis o-
der mit den Wahlvorschlägen ist eine Versicherung an Eides
statt abzugeben über das Vorliegen der o. g. Voraussetzun-
gen für die aktive oder passive Wahlteilnahme.

Lichtenfels, 25. Januar 2024
Landratsamt

Christine Münzberg-Seitz
Kreiswahlleiterin für die Europawahl 2024



AMTSBLATT NR.03/2024
Seite 21

1 Nicht zu berücksichtigen ist ein Aufenthalt im Vereinigten König-
reich Großbritannien und Nordirland nach dem Zeitpunkt, ab dem
nach Artikel 50 Absatz 3 EUV die Verträge dort keine Anwendung
mehr finden.

Haushaltssatzung 2024 des Zweckverbandes für Abfall-
wirtschaft in Nordwest-Oberfranken

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes für Abfall-
wirtschaft in Nordwest-Oberfranken hat am 5. März 2024
seine Haushaltssatzung für das Jahr 2024 beschlossen.

Die Regierung von Oberfranken hat mit Schreiben vom
18.03.2024 mitgeteilt, dass die Haushaltssatzung 2024
keine genehmigungspflichtigen Bestandteile enthält. Die
Haushaltssatzung wird im Regierungsamtsblatt Oberfran-
ken im April 2024 (voraussichtliches Erscheinungsdatum:
25.04.2024) amtlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Haushaltssatzung
gem. Art. 65 Abs. 3 Satz 3 GO samt sämtlicher Anlagen bis
zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushalts-
satzung öffentlich in der Geschäftsstelle des Zweckverban-
des in 96487 Dörfles-Esbach, Von-Werthern-Str. 6, während
der allgemeinen Dienststunden einsehbar ist.

Dörfles-Esbach, 05.03.2024

Baj
Werkleiter

Bekanntmachung

des festgestellten Jahresabschlusses und des Bestäti-
gungsvermerkes des Wirtschaftsprüfers für den Jahres-
abschluss 2022 gem. Art. 102 Abs. 3 Gemeindeordnung
und § 25 Abs. 4 Eigenbetriebsverordnung.

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes für Abfall-
wirtschaft in Nordwest-Oberfranken hat am 05. März 2024
den Jahresabschluss 2022 gem. Art. 102 Abs. 3 GO, § 25
Abs. 3 Eigenbetriebsverordnung und § 20 Abs. 3 der Ver-
bands- und Betriebssatzung mit folgendem Jahresergebnis
festgestellt:

Bilanzsumme 56.637.346,73 Euro
Jahresgewinn   1.492.728,46 Euro

Der Jahresgewinn 2022 in Höhe von insgesamt
1.492.728,46 Euro ist lt. Beschluss der Verbandsversamm-
lung der Rücklage für „Zweckgebundene Rücklage“ zuzu-
führen.

Der Bayer. Kommunale Prüfungsverband wurde von der
Verbandsversammlung mit der Wirtschaftsprüfung beauf-
tragt. Nach dem Ergebnis der Prüfung ist die Geschäftsfüh-
rung ordnungsgemäß.

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers:
(Auszug aus dem Wirtschaftsprüfungsbericht)

„Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen
nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschrif-
ten und der Betriebssatzung. Der Jahresabschluss vermittelt
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage.

Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss,
entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage des Zweckverban-
des und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.“

München, 16.06.2023

Bayerischer Kommunaler
Prüfungsverband

Christian Göb
Wirtschaftsprüfer

Der Jahresabschluss kann in der Geschäftsstelle des
Zweckverbandes für Abfallwirtschaft in Nordwest-Oberfran-
ken in 96487 Dörfles-Esbach, Von-Werthern-Str. 6, in den
nächsten sieben Tagen nach Erscheinen dieses Amtsblat-
tes während der allgemeinen Dienststunden eingesehen
werden.

Dörfles-Esbach, 05.03.2024

Baj
Werkleiter

Änderung der Gebührensatzung des Zweckverbandes
für Abfallwirtschaft in Nordwest-Oberfranken für die
Benutzung seiner Abfallentsorgungseinrichtungen

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes für Abfall-
wirtschaft in Nordwest-Oberfranken hat am 05. März 2024
die 18. Satzung der Änderung der Gebührensatzung für die
Benutzung seiner Abfallentsorgungseinrichtungen be-
schlossen.

Die Satzung wird im Regierungsamtsblatt Oberfranken im
April 2024 (voraussichtliches Erscheinungsdatum:
25.04.2024) amtlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Satzung in den nächs-
ten sieben Tagen nach Erscheinen dieses Amtsblattes in der
Geschäftsstelle des Zweckverbandes in 96487 Dörfles-Es-
bach, Von-Werthern-Str. 6, während der allgemeinen
Dienststunden zur öffentlichen Einsichtnahme aufliegt.

Zweckverband für Abfallwirtschaft in Nordwest-Ober-
franken

Aufgrund von Art. 22 Abs. 2 und Art. 42 Abs. 4 KommZG,
Art. 8 KAG und § 4 der Satzung des Zweckverbandes über
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die Benutzung seiner Abfallentsorgungsanlagen erlässt der
Zweckverband für Abfallwirtschaft in Nordwest-Oberfranken
folgende

18. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die
Benutzung seiner Abfallentsorgungseinrichtungen
(Umladestationen, Müllheizkraftwerk und Not- und Rest-
stoffdeponie)

§ 1

Die Gebührensatzung des Zweckverbandes für Abfallwirt-
schaft für die Benutzung seiner Abfallentsorgungseinrich-
tungen (Umladestationen, Müllheizkraftwerk und Not- und
Reststoffdeponie) vom 01.12.1998 (OfrABl. Folge 1/99) in
der Fassung der 17. Änderungssatzung vom 07.03.2023
(OfrABl. Folge 4/2023) wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

§ 3
Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe

(1) Die Gebühren betragen nach Gewicht je Tonne Abfall

178,00 Euro

jedoch mindestens pauschal für die Anlieferung von
Kleinmengen (kleiner 200 kg) bei:

1. Für Mengen bis max. 1,0 m³,
z.B. PKW-Kofferraum, Pkw mit Anhänger – Lade-
fläche bis 2 m² und Bordwand oder Ladehöhe bis
zu 0,5 m, Pkw mit besonderer Ladefläche, Dachträ-
ger o.ä.,Kombi mit umgeklappter Rücksitzbank o-
der bei sonstiger Art der Anlieferung einer ver-
gleichbaren Menge

12,00 Euro

2. Über in Nr. 1 hinaus gehende Mengen größer 1,0
m³ z.B.: Kleinbus, Klein-Lkw, Transporter, Pkw mit
Anhänger (Ladefläche bis zu 4 m², Bordwand- oder
Ladehöhe über 0,5 m), Pkw mit besonderer Lade-
fläche, Dachträger o.ä., Kombi mit umgeklappter
Rücksitzbank oder bei sonstiger Art der Anlieferung
einer vergleichbaren Menge

30,00 Euro

2. Dem § 3 Abs.4 wird folgender Buchstabe f) angefügt:

f) bei Anlieferung von Kleinmengen (kleiner 200 kg)
gelten die Kleinmengenpauschalen nach Absatz 1

3. § 4 erhält folgende Fassung:

§ 4
Entstehen und Fälligkeit der Gebühr

Folgen verspäteter Zahlung

Die Gebühr entsteht und wird fällig mit der Anlieferung an
der Umladestation, am Müllheizkraftwerk, an der Not- und
Reststoffdeponie Blumenrod oder an einer stattdessen ein-
gerichteten Ersatzeinrichtung.

Für regelmäßige Anlieferungen eines Gebührenschuldners
können die fälligen Gebühren für bestimmte Zeitabschnitte
in einem Sammelbescheid festgesetzt werden.

In diesem Falle wird die Gebühr am 25. des Monats fällig,
der dem Monat der Anlieferung folgt.

Werden die angeforderten Gebühren nicht bis zum Fällig-
keitstag entrichtet, so fallen für die rückständigen Beträge
Säumniszuschläge gemäß § 240 AO an.

Zusätzlich werden 5,00 Euro Mahngebühren gemäß Art. 20
KG erhoben.

§ 2

In-Kraft-Treten

Diese Änderungssatzung tritt zum 01.05.2024 in Kraft.

Dörfles-Esbach, 05.03.2024

Dominik Sauerteig
Oberbürgermeister
und Verbandsvorsitzender

Aufgebot

Für das nachstehend verloren gemeldete Sparkassenbuch
der

Sparkasse Coburg - Lichtenfels

ist das Aufgebot zum Zwecke der Kraftloserklärung bean-
tragt:

Sparkassenbuch-Nr.: 3510268398

der

Sparkasse Coburg - Lichtenfels
Markt 2 - 3
96450 Coburg

lautend auf:

Dr. Eva-Maria von Nordheim
Nikolaus-Schmidt-Str. 3
96317 Kronach

Antragsteller:

Margarete Sünkel
Dieter Sünkel
Höhenweg 23
96346 Wallenfels

Der Inhaber der vorgenannten Urkunde wird hiermit aufge-
fordert, seine Rechte unter Vorlage des Sparkassenbuches
binnen 3 Monaten, beginnend ab dem auf den Aushang fol-
genden Tag bei

Sparkasse Coburg - Lichtenfels
Markt 2 - 3
96450 Coburg

anzumelden.
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Das Sparkassenbuch wird für kraftlos erklärt, wenn inner-
halb der Anmeldefrist keine Rechte geltend gemacht wer-
den.

Coburg, 14.03.2024
Sparkasse Coburg - Lichtenfels

Vorstand
gez. Dr. Faber          gez. Höhn

Landratsamt Lichtenfels
Christian Meißner

Landrat
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